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Art. 16

Der Bundesrat ernennt eine eidgenössische Aufsichtskommission,

die sich wie folgt zusammensetzt:

4 Mitglieder für den Bund, der dazu den Präsidenten
bestellt,

4 Mitglieder für die Kantone,
i Mitglied für das Personal der Verwaltungen und

Betriebe des Bundes,

i Mitglied für das Personal der übrigen öffentlichen
Verwaltungen und Betriebe,

5 Mitglieder für die Arbeitgeber der Privatwirtschaft,

5 Mitglieder für die Arbeitnehmer der Privatwirtschaft.
Den vertretenen Kreisen steht für ihre Vertretung das

Vorschlagsrecht zu.

Die eidgenössische Aufsichtskommission hat grundsätzliche
Fragen zuhanden des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartements

zu begutachten. Sie überwacht überdies die Verwaltung
des zentralen Ausgleichsfonds. Sie kann von sich aus
Anregungen dem Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartement
vorbringen. Es können ihr weitere Aufgaben übertragen werden.

Die Kommission entscheidet im einzelnen Falle Streitigkeiten

über die Unterstellung unter diesen Bundesratsbeschluß
und über die Zugehörigkeit zu den einzelnen Ausgleichskassen.
Art. 15, Abs. 5, findet Anwendung.

VII. Schlußbestimmungen
Art. 17

Dieser Bundesratsbeschluß tritt am 1. Januar 1940 in
Kraft. Die Bezugsberechtigung und die Beitragspflicht
beginnen am 1. Februar 1940.

Der Bundesrat wird zu diesem Beschluß die erforderlichen
Übergangs- und Ausführungsbestimmungen erlassen.

Das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement wird mit
der sofortigen Anhandnahme der Vorbereitungen und nach
dem Inkrafttreten mit dem Vollzug des Beschlusses beauftragt.

Es kann verbindliche Weisungen erteilen.
Der Bundesratsbeschluß wird außer Kraft gesetzt, wenn

der Aktivdienst der schweizerischen Armee als beendigt
erklärt wird und die Liquidation eines allfälligen Rückstandes
gemäß Art. 5, Abs. 2, stattgefunden hat.

Art. 18

Nach Maßgabe des Fortschreitens der Ein- und
Durchführung der Lohnausfallentschädigung wird die Anwendung
der bundesrätlichen Verordnung über die Unterstützung der
Angehörigen von Wehrmännern vom 9. Januar 1931 auf die
Fälle beschränkt, welche durch diesen Bundesratsbeschluß
nicht eine Neuordnung erfahren. In allen Fällen, in welchen
eine Lohnausfallentschädigung auf Grund dieses Beschlusses
ausbezahlt wird, fällt der Bezug der Wehrmanns-Notunterstüt-
zung dahin.

Bern, den 20. Dezember 1939-

Milderung der Zwangsvollstreckung mit Rücksicht auf Krieg
und Mobilisation

Der Bundesrat hat eine 49 Artikel umfassende Verordnung
über vorübergehende Milderungen der Zwangsvollstreckung
erlassen. Es ist darin u. a. folgendes vorgesehen :

Notstundung

Ein Schuldner, der glaubhaft macht, daß er ohne sein

Verschulden infolge der Kriegsereignisse außerstande ist, seine

Verbindlichkeiten zu erfüllen, kann bei der Nachlaßbehörde
seines Wohnsitzes eine Notstundung für die Dauer von höchstens

einem Jahre verlangen, sofern die Aussicht besteht, daß

er nach Ablauf dieser Stundung seine Gläubiger voll wird
befriedigen können.

Während der Dauer der Stundung können Betreibungen

gegen den Schuldner angehoben und bis zur Pfändung oder

Konkursandrohung fortgesetzt werden. Gepfändete
Lohnbeträge sind auch während der Stundung einzufordern.
Dasselbe gilt für Miet- und Pachtzinse, sofern auf Grund einer

vor oder während der Stundung angehobenen Betreibung auf
Pfandverwertung die Pfandhaft sich auf diese Zinse erstreckt.

Dagegen darf einem Verwertungsbegehren oder einem

Konkursbegehren keine Folge gegeben werden.

Dem Schuldner ist die Fortführung seines Geschäftes

gestattet, doch darf er während der Dauer der Stundung keine

Rechtshandlungen vornehmen, durch welche die berechtigten
Interessen der Gläubiger beeinträchtigt oder einzelne Gläubiger

zum Nachteil anderer begünstigt werden.

Die Stundung bezieht sich nicht auf Forderungen unter

50 Franken, auf Forderungen für periodische Unterhaltsbeiträge

und auf Lohnforderungen, die gemäß Art. 219 des

Schuldbetreibungsgesetzes in die erste Klasse eingewiesen
werden.

Doch ist für diese Forderungen während der Dauer der

Stundung auch gegen den der Konkursbetreibung unterstehen¬

den Schuldner nur die Betreibung auf Pfändung oder auf
Pfandverwertung möglich.

Die Bestimmungen dieses Abschnittes können unter
außerordentlichen, nicht in den Kriegsereignissen begründeten
Verhältnissen von der Kantonsregierung mit Zustimmung des

Bundesrates für die von diesen Verhältnissen in Mitleidenschaft

gezogenen Schuldner eines bestimmten Gebietes und
auf eine bestimmte Dauer anwendbar erklärt werden.

Rechtsstillstand wegen Militärdienstes

Art. 57 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und
Konkurs wird für die Dauer des Aktivdienstes durch folgende
Bestimmung ersetzt:

Für eine Person, die sich im Militärdienst befindet, und
für die Personen, deren gesetzlicher Vertreter sie ist, besteht
während der Dauer des Dienstes sowie während der auf die

Entlassung folgenden drei Wochen Rechtsstillstand.
Der Rechtsstillstand besteht auch während einer Beurlaubung.

Überschreitet diese jedoch die Dauer von drei
aufeinanderfolgenden Wochen, so fällt der Rechtsstillstand mit dem

Ablauf der dritten Urlaubswoche dahin. Diese Bestimmungen
finden auf die Personen keine Anwendung, welche sich in der

Eigenschaft von Militärbeamten, Instruktoren usw. im Dienste
befinden.

Betreibung auf Pfändung und auf Pfandverwertung
Macht der Schuldner glaubhaft, daß er ohne sein

Verschulden in finanzielle Bedrängnis geraten ist, so kann er die

Aufschiebung der Verwertung von beweglichen Sachen und
von Grundstücken bis auf sieben Monate, ausnahmsweise in
Notfällen bis auf ein Jahr verlangen, sofern er sich zu
regelmäßigen Abschlagszahlungen verpflichtet und die erste

Abschlagszahlung sofort leistet.

Betreibung auf Konkurs, Verschiebung der Konkurseröffnung
Das Konkursgericht kann, ausgenommen in der Wechsel-



betreibung, die Konkurseröffnung um drei Monate
hinausschieben, wenn

a) der Schuldner glaubhaft macht, daß er ohne eigenes Ver¬

schulden infolge der Kriegsereignisse die Schuld nicht voll
bezahlen kann ;

b) der Schuldner sich verpflichtet, die Schuld in monatlichen
Viertelsraten abzubezahlen, die erste Rate sowie die bisher

aufgelaufenen Betreibungskosten sofort bezahlt und die

Kosten der Verhandlung vor dem Konkursgericht sofort

entrichtet;

c) Aussicht besteht, daß der Schuldner auch die übrigen
Raten rechtzeitig wird entrichten können.

Ausweisung von Mietern und Pächtern

Bei Mieten, die für eine kürzere Dauer als ein halbes

Jahr geschlossen sind, wird die in Art. 265, Abs. 1, des OR.
vorgesehene sechstägige Frist zur Bezahlung des Mietzinses
unter Androhung der Vertragsauflösung auf vierzehn Tage
verlängert.

Ein Rechtsvorschlag kann auch in diesen Fällen binnen
zehn Tagen erhoben werden.

Der Schrank Auf was man bei der Anschaffung achten muß:
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3.

Halsbrecherisches Bergsteigen
ist in Deiner Wohnung nicht
am Platz: Dein Schrank richte
sich nach der Länge des
Menschen

Ausgediente Dinge finden die
herrlichsten Schlupfwinkel
unter den Ausladungen am
Sdirank

SCHWEIZERISCHER WERKBUND SWB

1.

Deine Kleidungsstücke haben
bestimmte Maße: an diese

hat sidi der Schrank

anzupassen - und nicht umgekehrt

2.

Wenn Dein Schrank Füße

hat, dann müssen sie hoch

genug sein, damit der Besen

den Weg zum Staub findet
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